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Über die Schwierigkeit, rechtsstaatlich zum Rechtsstaat
zu gelangen
von Joachim Göhring, Berlin

1. Es muss akzeptiert werden, dass die Gesellschafts-,
Staats- und Rechtsordnung der DDR mit der verfassungs-
rechtlich festgelegten „Führung der Arbeiterklasse und
ihrer marxistisch – leninistischen Partei“1 vom Grundan-
satz her nicht rechtsstaatlich war. Diese bewusste, ge-
wollte und ausdrückliche Ansiedlung der Partei und der
Politik losgelöst von der Bindung an und der Kontrolle
durch das Recht entzog damit dem Abschnitt IV der Ver-
fassung „Sozialistische Gesetzlichkeit und Rechtspfle-
ge“ von vornherein die Grundlage und diskreditierte die
millionenfachen Bemühungen der Staatsfunktionäre,
Richter, Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte und
überhaupt der Bürger, die vielfach systemübergreifend
vorbildlichen Rechtsvorschriften der DDR einzuhalten
und durchzusetzen. Schnelle Übereinstimmung war da-
her zu erzielen, dass es in der zunächst wohl mehrheit-
lich angestrebten anderen DDR oder dann auch im Be-
stand der Bundesrepublik unter Vermeidung dieses Haupt-
mangels der DDR nun nur noch rechtsstaatlich zugehen
sollte. Es würde sicherlich ein mehrbändiges Werk fül-
len, auf den einzelnen Rechtsgebieten zu untersuchen, wie
und ob – beginnend mit Rechtsvorschriften allein der DDR
vor und nach der Volkskammerwahl vom 18.3.1990, über
den sog. 1. Staatsvertrag2, den Einigungsvertrag (EV) bis
hin zu seinen vielfachen Untersetzungen durch Rechts-
vorschriften der Bundesrepublik und Auslegungen durch
die Rechtsprechung – diesem zwingenden Gebot entspro-
chen wurde. Täglich kann den Medien entnommen wer-
den, wie viele Fragezeichen z. B. hinsichtlich des Straf-
rechts und des Rentenrechts zu setzen sind.

Auch noch als viel zu weit und umfangreich erweist sich
der Versuch, sich auf die Probleme der Behandlung des
Grundeigentumsrechts zu beschränken. Das Gesetz zur
Regelung offener Vermögensfragen3 mit seinem mittler-
weile parteiübergreifend verbal abgelehnten, aber doch
durchgesetzten Grundsatz „Rückgabe vor Entschädigung“
würde eine umfassende Darstellung verlangen. Nicht an-
ders ist es mit der sog. „Abwicklung der Bodenreform“,
d.h. der Behandlung des aus der Bodenreform stammen-
den Eigentums der Bürger in Art. 233 §§ 11 ff. EGBGB.
Obwohl der BGH4 mittlerweile klargestellt hat, dass der
Bundesgesetzgeber beim Erlass dieser Regelungen in der
Bewertung des Rechtszustandes in der DDR von falschen
Voraussetzungen ausgegangen ist, gibt es keine Initiative
der Regierung, dem Bundestag eine Gesetzesänderung
vorzuschlagen. Zu beenden wäre der Zustand, dass Bür-
ger, die am 3.10.1990 mit ihrem aus der Bodenreform
stammenden persönlichen Eigentum in den Schutzbereich
des Art. 14 Grundgesetz gelangten, durch ein zwei Jahre
später erlassenes Gesetz5 rückwirkend enteignet werden
konnten.

2. Es soll daher versucht werden, am Beispiel einer rela-
tiv übersichtlichen Materie zu zeigen, wie mühselig es
sein kann, über viele Untiefen schließlich doch die
rechtsstaatlichen Höhen zu erreichen.

Am 7.3.1990 verabschiedete noch die alte DDR-Volks-
kammer das Gesetz über den Verkauf volkseigener Ge-
bäude6 (Verkaufsgesetz), das abweichend von seinem en-
gen Titel gerade auch beim Kauf von Ein- und Zweifami-
lienhäusern gleichzeitig den Kauf der entsprechenden
Grundstücke zuließ. Das Gesetz wird umgangssprachlich
als „Modrow-Gesetz“ bezeichnet. Da es aber erst am
19.3.1990 in Kraft trat, fiel seine Umsetzung zu 100%
in die Amtszeit seines Nachfolgers de Maizière. Anlie-
gen des Gesetzes war es, mit dem ideologisch bestimm-
ten Grundsatz der Konzentration des Bodeneigentums als
Volkseigentum zu brechen und den gesonderten Gebäude-
eigentümern den Zukauf der Grundstücke bzw. den Mie-
tern den Kauf von Grundstück und Gebäude zu ermögli-
chen.

Mittlerweile ist in der Literatur belegt, dass die Annah-
me und das Inkrafttreten dieses Gesetzes durch die da-
mals bereits in der DDR wirkenden Berater der Bundes-
republik verhindert werden sollte7. Maßgeblich war wohl
die Sorge, auf diesem Wege könnten Barrieren für die
Rückübertragung an in der BRD lebende Alteigentümer
errichtet werden. Aber wegen des gesellschaftlichen
Konsenses in der DDR zu dieser Frage, getragen von den
„herkömmlichen“ DDR-Parteien und den Kräften des
Runden Tisches gleichermaßen, gelang es, das Gesetz
nicht zu verhindern. Allerdings schlossen sich dann fast
10jährige Bemühungen an, auf dem Verwaltungswege,
unterstützt durch die Rechtsprechung und „wissenschaft-
lich“ verallgemeinert durch Rechtswissenschaftler, die
Zahl der vollzogenen Grundstückskaufverträge zu Null
zu führen. Insbesondere soll hier der Beitrag von R.
Scholz, des jetzigen Vorsitzenden des Rechtsausschus-
ses des Bundestages, genannt werden: „Wirksamkeit von
Grundstücksverkäufen der Nationalen Volksarmee“8, der
vor der positiven Bewertung auch der abenteuerlichsten
Verhinderungsargumente nicht zurückschreckte.

3. Betrachtet man die Angelegenheit vorurteilslos, so hät-
ten eigentlich keine Probleme entstehen dürfen. In je-
dem Falle handelte es sich um Verkäufe, deren Verträge
vor dem 3.10.1990 in der DDR abgeschlossen worden
waren. Nach insoweit eindeutigen Bestimmungen des EV
waren daher die schuldrechtlichen Verträge allein nach
dem bis dahin geltenden DDR-Recht zu beurteilen,
Art. 232 § 1 EGBGB. Nicht anders verhielt es sich mit
dem Vollzug der Verträge durch Eintragung im Grund-
buch – Art. 233 § 7 EGBGB, differenziert nach dem Ein-
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gang des Antrags beim Grundbuchamt in Kombination mit
dem Grundbuchrecht der BRD. Tatsächlich wurden je-
doch Hürden unterschiedlichen Schwierigkeitsgrades
errichtet.

Umfassend, wenn auch in seinem Zynismus nicht zu über-
treffen, war der Einwand, der Verkauf hätte auf Grundla-
ge des Verkaufsgesetzes nicht erfolgen dürfen, weil die-
ses hinsichtlich der Verfassung der DDR verfassungswid-
rig gewesen wäre – es hätte sich gegen das Verfassungs-
gebot des Schutzes und der Mehrung des Volkseigentums
gerichtet9(!). Beim Fehlen von Böswilligkeit hätte sich
jedem Juristen erschlossen, dass auch die Volkseigen-
tumsschutzregelungen im Art. 10 der Verfassung und in
§ 20 ZGB die Ermächtigung zur Verfügung über Volksei-
gentum durch Gesetz zuließen – diesen Anforderungen
entsprach das Verkaufsgesetz10.

Von keiner höheren Qualität war das vom Kammerge-
richt11 favorisierte Argument, die auftretenden Struktu-
ren des Volkseigentums seien nur Rechtsträger und nicht
Eigentümer – das Verkaufsgesetz sah aber gerade in § 5
Abs. 1 (1.) DVO in Übereinstimmung mit § 19 ZGB die
Verfügung durch die Rechtsträger vor.

Für sehr überzeugend wurde bis in die jüngste Zeit der
Standpunkt gehalten, der 1. Staatsvertrag jedenfalls hätte
mit seinem Inkrafttreten am 30.6.1990 das Verkaufs-
gesetz unanwendbar gemacht. Landgerichte und Oberlan-
desgerichte12 nahmen keinen Anstoß daran, dass der
1. Staatsvertrag sich bekanntlich durch eine peinlich ex-
akte Aufzählung der jeweils ganz oder nur im Detail be-
troffenen Rechtsvorschriften auszeichnet – hier jedoch
sollte ein nicht genanntes Gesetz en passant als aufgeho-
ben angesehen werden. Hartnäckig übersehen musste man
auch, dass die 2. DVO dieses per 30.6.1990 für tot er-
klärten Gesetzes vom Ministerrat der DDR erst am
5.7.1990 zum Inkrafttreten ab 1.8.1990 erlassen wurde.

Nicht überzeugender war der Versuch, durch das zum
1.7.1990 in Kraft getretene Treuhandgesetz13 eine Auf-
hebung zu begründen14 – die Regelungsbereiche einer-
seits des Verkaufsgesetzes und andererseits des Treuhand-
gesetzes – beides Privatisierungsgesetze – waren deut-
lich unterschieden – auch wenigstens einer ausdrücklichen
Erwähnung hätte eine solche Aufhebung wohl bedurft.

Verwunderlich war es auch, einen internen, unveröffent-
lichten Beschluss des Ministerrats zur Inventur des Volks-
eigentums per 15.8.1990 zum Anlass zu nehmen, das
Verkaufsgesetz ab diesem Zeitpunkt für unanwendbar zu
halten.

Für den – den Zahlen nach – nicht unwesentlichen Teil-
bereich der Verkäufe von Ein- und Zweifamilienhäusern
aus dem Bestande der Armee sollte die 2. DVO zum
THG15 – in Kraft seit dem 30.8.1990 – als wahre Wun-
derwaffe gelten, um solche Verkäufe ungeachtet vom er-
reichten Stand des Vollzuges als unwirksam erscheinen
zu lassen – vgl. inbes. das im Artikel von Scholz enthalte-
ne Material16.

Negative Auswirkungen in kaum zu überblickenden Grö-
ßenordnungen nicht nur auf einem Teilbereich ließ die
1995 entstandene und vom V. Zivilsenat des BGH17 voll
aufgegriffene Auffassung befürchten, im Zusammenhang
mit dem Inkrafttreten der Kommunalverfassung am
17.5.199018 in der DDR seien die örtlichen Räte unter-
gegangen. Von ihnen danach abgeschlossene Verträge
wurden als nichtig angesehen, vorher abgeschlossenen
Verträgen wurde der Vollzug verweigert, bei bereits er-
folgten Eintragungen wurden Amtswidersprüche einge-
tragen usw.19

Ersichtlich war in den Verhinderungsbemühungen damit
ein Gipfel erreicht. Tatsächlich waren nach dem 17.5.1990
noch viele Verkäufe erfolgt, das Sachenrechtsbereini-
gungsgesetz20 privilegierte im § 121 bis zum 15.6.1990
getätigte Verkäufe bewusst und gewollt als Ausgleich für
Härtefälle der Stichtagsregelung des Vermögensgesetzes.
Unruhe und Unsicherheit bei Bürgern, kommunalen Or-
ganen und Gerichten war nicht zu übersehen. Da die
schlichte Negierung der mit Nachdruck begründeten Auf-
fassung des BGH durch die unteren Gerichte und die be-
troffenen Organe nicht zu erwarten und unter generellen
Rechtsstaatsaspekten auch nicht zu wünschen war, bedurfte
es einer Klarstellung durch den Gesetzgeber. In neu ein-
gefügten bzw. neu gefassten21 Regelungen in Art. 231 § 8
Abs. 2 sowie Art. 233 § 2 Abs. 2 EGBGB wurde klarge-
stellt, dass über volkseigene Grundstücke grundsätzlich
die kommunalen Organe und weiterhin die anderen, bis
zum 2.10.1990 im Grundbuch eingetragenen Rechtsträger
verfügungsbefugt waren, daran anschließend dann die in
den §§ 6 bzw. dann 8 VZOG22 genannten Organe.

Nur erwähnt werden soll, dass dem Versuch, im Einklang
mit der Regelung in der DDR durch siegelführende Or-
gane erteilte Vollmachten nicht anzuerkennen, durch die
Einfügung des Art. 231 § 8 Abs. 1 EGBGB entgegengetre-
ten werden musste.

Parallel mit diesen Klarstellungen durch den Gesetzge-
ber und in ihrem erkennbaren Sinne kam es in den letzten
Jahren zu einem ersichtlichen Wandel in der Rechtspre-
chung. In einem interessanten, hier aus Platzgründen nicht
darstellbaren Prozess verabschiedeten sich Amts-, Land-
und Oberlandesgerichte zunehmend von den angeführten
Verhinderungsargumenten – es bedurfte der Autorität des
Bundesgerichtshofes und des Bundesverwaltungsgerichts
um insbesondere die Behörden, speziell die Treuhand-
anstalt bzw. die BVS und ihre diversen Folgeeinrichtungen
(TLG, BVVG) davon zu überzeugen, dass diese Linie
ernstgemeint ist und keine Berechtigung gesehen wird,
in diesem Regelungsbereich die Rechtsstaatlichkeit mit
einer anderen Elle zu messen.

Von grundsätzlicher Bedeutung ist der Beschluss des BGH
vom 12.5.1999 – V ZB 24/9823 – erlassen auf Vorlage
durch ein OLG. Unter ausdrücklicher Bezugnahme auf
die gewachsene Rechtsprechung seit 1990 und mit ein-
deutiger Benennung der Autoren, deren Auffassungen sich
das Gericht anschließt, bzw. ablehnt, bezieht der BGH
Position:
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Für die Behandlung des anzuwendenden Rechts der DDR
wie partielles Bundesrecht bzw. sonstiges deutsches
Recht.

Für die Zulässigkeit der Verfügung über volkseigene
Grundstücke bei Verkäufen an Private auch noch nach dem
30.6.1990 (1. Staatsvertrag), 1.7.1990 (Treuhandgesetz),
15.8.1990 (Beschluss des Ministerrats zur Erfassung des
Volkseigentums).

Sehr wohltuend die Formulierung: „Jedenfalls nachdem
in der DDR spätestens mit Abschluss des 1. Staatsvertra-
ges rechtsstaatliche Verhältnisse einziehen sollten, durf-
ten sich die Bürger auf Einhaltung der von der Verfas-
sung vorgesehen Formalien verlassen“. Weiter dann:

Das Verkaufsgesetz mit seiner späten 2. DVO galt fort.

Die Vereinbarung von Grundstückskaufpreisen im Ein-
klang mit den bis dahin geltenden Preisvorschriften auch
ohne Preisanpassungsklausel machte die Verträge nicht
als sittenwidrig nichtig.

Wesentliche Aussagen zur sachlichen Betrachtung wa-
ren auch bereits im Urteil des BGH vom 27.11.1998 – V
ZR 68/9824 enthalten:

Akzeptiert wurde jetzt die Anwendung der im § 55 Abs. 2
ZGB enthaltenen und § 54 Abs. 1 HGB nachgebildeten
Funktionsvollmacht für die wirksame Vertretung der
Rechtsträger.

Die Bewertung einer Unvereinbarkeit mit den Grundsät-
zen der sozialistischen Moral nach § 68 Abs. 1 Ziff. 2
ZGB „entspricht im Ergebnis der Bewertung der Sitten-
widrigkeit nach § 138 BGB in Fällen einer Divergenz
zwischen preisrechtlich festgelegtem Preis und dem wah-
ren Wert eines Grundstücks“.

Im inhaltlichen Gleichklang mit dieser Rechtssprechung
des BGH bewegte sich die Rechtsprechung des BVerwG.
Beginnend mit dem Urteil vom 19. November 1998–3 C
35/9725 können insbes. folgende Positionen hervorgeho-
ben werden:

Die nach § 2 Abs. 1 VZOG im Zusammenhang mit der
öffentlich-rechtlichen Vermögenszuordnung zulässige
Entscheidung über die Wirksamkeit noch in der DDR
abgeschlossener zivilrechtlicher Rechtsgeschäfte ver-
langt die Anwendung der insoweit geltenden Rechtsvor-
schriften.

Das etwaige Vorliegen tatbestandlicher Voraussetzungen,
z.B. zur Nichtigkeit gem. § 68 Abs. 1 ZGB, muss genau
festgestellt werden.

Eine erfolgte Vermögenszuordnung schließt nicht die Ver-
pflichtung des Zuordnungseigentümers aus, den Vollzug
eines wirksamen Grundstückskaufvertrages zu dulden.

Abschließend verbleibt nur festzustellen, dass es sich um
eine insgesamt den Juristen erfreuende Entwicklung zur
konsequenten Anwendung rechtsstaatlicher Positionen
auch hinsichtlich aus der DDR überkommener Rechts-
verhältnisse handelt. Allerdings darf nicht übersehen wer-

den, dass viele Bürger mit ihren – aus der nun heute offi-
ziellen Sicht – berechtigten Ansprüchen in den vielen
Jahren seit 1990 „auf der Strecke geblieben“ sind. Sie
haben die Grundstücke resignierend herausgegeben, ha-
ben mit unterschiedlichem Erfolg versucht, Amtswider-
sprüche gegen ihre Grundbucheintragung abzuwehren, sind
in mehreren Instanzen vor Gerichten mit der ganzen Ko-
stenlast unterlegen bzw. haben sich mit ungerechtfertig-
ten Nachzahlungen einverstanden erklärt – ihnen ist mit
dem späten Triumph des Juristen nicht geholfen.

Prof. Dr. sc. iur. Joachim Göhring ist Rechtsanwalt in
Berlin.
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2 1 Erfolgt durch Art. 2 des Wohnungsmodernisierungsgesetzes
vom 17.7.1997, BGBl. I, S. 1823.

2 2 Gesetz über die Feststellung der Zuordnung von ehemals volks-
eigenem Vermögen i.d.F. der Bekanntmachung vom 29.3.1994,
BGBl. I S. 709.

1. Europäische Einigung und
Grundrechtsgewährleistungen

Im Zuge des europäischen Einigungsprozesses konzen-
triert sich die öffentliche Aufmerksamkeit auf die wirt-
schaftlichen Auswirkungen dieses Prozesses auf die Mit-
gliedsstaaten und Beitrittskandidaten zur Europäischen
Union. Die Einführung des Euro und die damit verbunde-
nen, erhofften und befürchteten konjunkturellen Effekte
bestimmen die Darstellung der europäischen Integration
in den Medien.

Dem gegenüber wird die Vereinheitlichung bürger- und
menschenrechtlicher Gewährleistungen auf europäischer
Ebene weniger umfassend  thematisiert. Zum Teil wird
befürchtet, dass die Vereinheitlichung einer Vielzahl von
Rechtssystemen sich letztlich negativ auf die Qualität der
Grundrechtsgewährleistung durchschlagen werde, da ein
einheitlicher Grundrechtsschutz auf einen kleinsten ge-
meinsamen Nenner hinauslaufe. Es stellt sich die Frage,
inwieweit einer solchen Nivellierung des Grundrechts-
schutzes durch die Schaffung übergreifender grundrecht-
licher Standards vorgebeugt und entgegengewirkt werden
kann.
Eine bedeutende Instanz für eine einheitliche Gewähr-
leistung grundrechtlicher Garantien ist der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg (EGMR)
für den Rechtsraum der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK), der mit dem Inkrafttreten des 11.
Zusatzprotokolls vom 01. November 1998 als ständiger
Gerichtshof mit hauptberuflichen Richtern eine beacht-
liche Aufwertung erfahren hat.

2. Die Entscheidungen „Fressot u. Roire“
und „Janowski“

Der EGMR hat sich in einer Reihe von Entscheidungen
aus dem Jahre 1999 mit der Reichweite und Beschrän-
kung der Meinungs- und Pressefreiheit (Art. 10 EMRK)
auseinandergesetzt, von denen zwei hier näher beleuch-
tet werden sollen. In dem Fall „Fressot u. Roire“ hatte
sich der EGMR mit einer strafgerichtlichen Verurteilung
zweier Journalisten zu befassen, die im Zusammenhang
mit einer öffentlichen Debatte über Tarifverhandlungen

in der Automobilbranche in einem Artikel Steuerunter-
lagen des Peugeot-Chefs Calvet veröffentlicht hatten. Im
Fall „Janowski“ beleidigte ein Journalist Polizeibeamte,
die gegenüber zwei Straßenhändlern einen Platzverweis
ausgesprochen hatten, was eine strafrechtliche Verurtei-
lung des Journalisten Janowski nach sich zog. In dem Fall
„Fressot u. Roire“ sah der EGMR das Recht der Mei-
nungsfreiheit durch die französische Justiz verletzt, in
dem Fall „Janowski“ entschied er gegen den Antragstel-
ler, dass der Eingriff in die Meinungsfreiheit gerechtfer-
tigt sei. In beiden Fällen betonte der EGMR die besonde-
re Bedeutung der Meinungs- und Pressefreiheit für eine
demokratische Gesellschaft, aufgrund derer ein Eingriff
nur dann rechtfertigt sein könne, wenn er wiederum in
einer demokratischen Gesellschaft notwendig sei.

Der EGMR liegt damit auf einer Linie mit der Recht-
sprechung des amerikanischen Supreme Court und des
BVerfG, die jeweils die objektive Bedeutung der Mei-
nungsfreiheit für eine demokratische Gesellschaft beto-
nen. So hat in der Bundesrepublik die Rechtsprechung
des BVerfG Umfang und Grenzen der Meinungsfreiheit
aus Art. 5 GG entscheidend geprägt. Das höchste deut-
sche Gericht verfolgt seit den 50er Jahren eine Recht-
sprechungslinie, welche die Grenzen der Meinungsfrei-
heit weit fasst. Auch schockierende und niveaulose Äu-
ßerungen können dem Schutz der Meinungsfreiheit unter-
fallen, solange der Äußernde mit seiner Kundgabe nicht
bewusst lügt, eine beleidigende Schmähung bezweckt oder
verbal die Menschenwürde der Betroffenen angreift.

Eine besondere Privilegierung genießen in der Rechtspre-
chung des BVerfG diejenigen Äußerungen, die sich mit
einer die Öffentlichkeit interessierenden Frage befassen.
In diesen Fällen gelangt die objektive Komponente der
Meinungsfreiheit in den Blickpunkt, welche die konsti-
tutive Bedeutung der Meinungsfreiheit für die Demokra-
tie betont. Demnach bilden die Grundrechte nicht nur
Abwehrrechte des einzelnen gegen den Staat, sondern sind
Ausdruck einer objektiven Werteordnung, welche die
gesamte Rechtsordnung durchdringt. Für den Bereich der
Presse- und Meinungsfreiheit könnte man vereinfachend
sagen, dass erst der freie öffentliche Streit Demokratie
bedingt und ermöglicht. Von dieser Überlegung ausge-

„Janowski“, „Fressot u. Roire“ –
Aspekte zur Rechtsprechung des EGMR zur Presse-
und Meinungsfreiheit aus Art. 10 EMRK
von Georg Foerstner, Berlin
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